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Abstract 
 

Die Anpassung der StVO (mit VwV-StVO) fördert die Verkehrssicherheit im Radverkehr beispielsweise durch 

Schutzstreifen. Jedoch wird die Markierung häufig als Leitlinie interpretiert, wodurch der vorgeschriebene Über-

holabstand unterschritten wird. Bei Fahrbahnbreiten von 6,0–8,0 m besteht Unsicherheit über ihre Eignung. Ein 

Verkehrsversuch mit einer 6,0 m breiten Fahrbahn, gestaltet nach niederländischem Regelwerk mit schmaler Kern-

fahrbahn, zeigte eine signifikante Verbesserung der Sicherheit und eine Reduktion von Radfahrenden auf Gehwe-

gen. Die Ergebnisse bieten eine Grundlage für Regelwerksanpassungen und weiterführende Testfelder. 
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1. Ausgangssituation 

Der Nationale Radverkehrsplan 3.0 verfolgt das 

Ziel, den Radverkehrsanteil durch bessere Be-

dingungen und erhöhte Sicherheit zu steigern. Es 

sind erhebliche Anstrengungen notwendig, um die 

auch mit der EU vereinbarten Ziele zur 

Verkehrssicherheit zu erreichen. Die zunehmende 

Bedeutung des Radverkehrs erfordert eine an-

gepasste Infrastruktur. Hierzu wurden in der Straßen-

verkehrsordnung (StVO) 2021 und der Verwaltungs-

vorschrift (VwV-StVO) wichtige Korrekturen zur 

Verbesserung der Verkehrssicherheit im Radverkehr 

unternommen. Weitere Anpassungen sind im Ver-

fahren. Besonders relevant ist StVO § 5 Absatz 4 Satz 

2, der festlegt: „Beim Überholen muss ein 

ausreichender Seitenabstand zu den anderen 

Verkehrsteilnehmern eingehalten werden. Beim 

Überholen mit Kraftfahrzeugen von zu Fuß Ge-

henden, Rad Fahrenden und Elektrokleinstfahrzeug 

Führenden beträgt der ausreichende Seitenabstand 

innerorts mindestens 1,5m und außerorts mindes-

tens 2m.“ 

 

Neben klassischen Fahrrädern beanspruchen Fahr-

zeugarten wie Pedelecs, Lastenräder und E-Scooter 

die Verkehrsflächen. Da Radfahrende zudem beim 

subjektiven Empfinden von unsicherer Infrastruktur 

häufig auf Gehwege ausweichen, führt dies immer 

wieder zu Konflikten mit Zufußgehenden. Insbe-

sondere Fahrbahnbreiten zwischen 6,0 und 8,0 m 

stellen eine Herausforderung dar, da hier die Inter-

essen von Radfahrenden, Kfz-Verkehr und zu Fuß Ge-

henden häufig im Konflikt stehen. Unklar ist, ob auch 

hier Schutzstreifen auf der Fahrbahn eine Lösung 

wären, um die Sicherheit zwischen Kfz-Verkehr und 

Radverkehr zu erhöhen und sich zugleich die Kon-

flikte mit dem Fußverkehr verringern, wenn weniger 

Radfahrende auf Gehwege ausweichen. Allerdings 

reichen Fahrbahnbreiten bis 7,50 m (wenn Dooring-

Zonen benötigt werden bis etwa 8,50 m) nicht aus, 

um entsprechend der geltenden Rechtslage Schutz-

streifen zu markieren.  

 

In der VwV-StVO heißt es in § 2, Absatz 4, Satz 2 zu 

Schutzstreifen: „…Er darf nur innerhalb ge-

schlossener Ortschaften auf Straßen mit einer zu-

lässigen Höchstgeschwindigkeit von bis zu 50 km/h 

markiert werden und nur, wenn die Verkehrszusam-

mensetzung eine Mitbenutzung des Schutzstreifens 

durch den Kraftfahrzeugverkehr nur in seltenen 

Fällen erfordert. Er muss so breit sein, dass er ein-

schließlich des Sicherheitsraumes einen hinreichen-

den Bewegungsraum für den Radverkehr bietet. Be-

findet sich rechts von dem Schutzstreifen ein Sei-

tenstreifen, kommt ein Schutzstreifen in der Regel 

nicht in Betracht, es sei denn, es wird ein zusätzlicher 
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Sicherheitsraum zum ruhenden Verkehr geschaffen. 

Der abzüglich Schutzstreifen verbleibende 

Fahrbahnteil muss so breit sein, dass sich zwei Perso-

nenkraftwagen gefahrlos begegnen können.“ 

 

Erhebungen zeigen jedoch, dass die aktuelle Rege-

lung zur Markierung von Schutzstreifen nicht das 

Verkehrsverhalten widerspiegelt. Häufig werden 

Schutzstreifen von Kfz auch außerhalb von Be-

gegnungssituationen mitgenutzt. Zudem werden 

Schutzstreifen beim Vorbeifahren an Radfahrenden 

oftmals als Leitlinie missverstanden, wodurch der 

notwendige Sicherheitsabstand von 1,50 m unter-

schritten wird. Eine Verbreiterung der Kernfahrbahn 

ist keine zielführende Lösung, da dann auch bei 

größeren Fahrzeugen die Sicherheitsräume zwischen 

Kfz und Radfahrenden problematisch bleiben. Bei 

einer Kernfahrbahnbreite von 4,50 m bleiben diese 

Fahrzeuge im Begegnungsfall hinter den Rad-

fahrenden. 

 

Das niederländische Regelwerk enthält Optionen 

für einstreifige Kernfahrbahnen. In diesem Modell 

müssen Kfz bei Begegnung die Schutzstreifen über-

fahren und so in den Raum des Radverkehrs aus-

weichen. Dieser Ansatz hat sich vielfach bewährt und 

wird seit 2016 im Design Manual for Bicycle Traffic 

der Niederlande (CROW) bis zu einer Verkehrsbelas-

tung von 6.000 Kfz pro Tag vorgesehen. 

 

In Deutschland fehlen bisher Erkenntnisse zur Wir-

kung einstreifiger Kernfahrbahnen mit Schutz-

streifen. Aufgrund eines notwendigen Netzschlusses 

für den Radverkehr und fehlender baulicher Op-

tionen hat die Stadt Heusenstamm in 2022 initiiert 

durch die Hochschule Darmstadt die nieder-

ländischen Ansätze aufgegriffen und die Rah-

menbedingungen für einen Verkehrsversuch 

geschaffen. Zwischen November 2023 und Oktober 

2024 wurde eine 6,00 m breite Fahrbahn (mit 4.000 

Kfz/24h und 300 Radfahrenden/24h) entsprechend 

dem niederländischen Regelwerk mit einstreifiger 

Kernfahrbahn (3,0 m) und beidseitigen Schutz-

streifen (je 1,5 m) aufgeteilt.  

 

2. Methodik 

Zunächst wurde der Verkehrsversuch in den par-

lamentarischen Gremien erläutert, am Ende stand 

ein breites positives Votum der Stadtverordneten-

versammlung für die Umsetzung. Vor der Durchfüh-

rung fand im September 2023 ein Workshop vor Ort 

statt (Abbildung 1), um die interessierte Bürgerschaft 

über den Verkehrsversuch zu informieren. Dabei 

wurden rechtliche und planerische Hintergründe 

erläutert. Die künftige Aufteilung war beispielhaft auf 

die Fahrbahn gesprüht. So konnten die Perspektiven 

von Anwohnenden und Nutzenden in die Planung 

einfließen und Ängste vor der neuen Gestaltung ge-

nommen werden. Zugleich wurde ein gemeinsames 

Verständnis für die Ziele des Verkehrsversuchs ge-

fördert. 

 

 
Abbildung 1: Beteiligung und Information zum Verkehrs-

versuch im September 2023, Stadt Heusenstamm 

Für die vorgeschlagenen Maßnahmen wurde ein 

Verkehrsversuch gemäß StVO § 45 Abs. 1 Satz 2 Num-

mer 6 beantragt. Nach Zustimmung durch Polizei, 

Kreis Offenbach und Regierungspräsidium Darmstadt 

wurde der Verkehrsversuch für ein Jahr genehmigt. 

Zum Start am 01. November 2023 informierte die 

Stadt Heusenstamm über homepage, soziale Medien 

und Printmedien über Hintergründe und motivierte 

zur Beteiligung und zum Testen. Mit Bannern am An-

fang und Ende der Versuchsstrecke wurde der 

Verkehrsversuch zusätzlich erklärt. 

 

Vor der Einführung des Verkehrsversuchs wurden 

die Verkehrsstärke und -zusammensetzung, 

Geschwindigkeiten sowie das Verhalten von Kfz und 

Radfahrenden erfasst. Die Videoaufnahmen wurden 

an den gleichen Standorten in vier Wochen zwischen 

Februar und September 2024 über jeweils drei Tage 

von 06 – 19 Uhr, auch an Samstagen, durchgeführt. 

 

Zwischenstände wurden im FGSV-Gremium AA39 

„Verkehrssicherheitsmanagement“ vorgestellt und 

diskutiert. Hierdurch kam es zum intensiven Aus-

tausch mit Fachleuten aus verschiedenen Institu-

tionen. Durch weitere Vorträge (z.B. Sicherheitssym-

posium in Darmstadt, 17.09.2024, Fachausstellung 

zum Deutschen Straßen- und Verkehrskongress, 

2024 in Bonn) wurde das Meinungsbild erweitert und 

gefestigt. Schließlich wurde auch der Austausch mit 

der Abteilung „Ordnung des Straßenverkehrs“ 

(StV12) im BMDV gesucht, um die positiven 

Erfahrungen weiterzugeben und Optionen für das 

weitere Vorgehen auszuloten. Die Erkenntnisse aus 

dem Verkehrsversuch sollten grundsätzlich durch 

weitere Testfelder vertieft werden. Hierzu wurde und 

wird um Kommunen geworben. 
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3. Stand der Forschung 

Ein Fokus zur Gestaltung von Straßenquerschnitten 

für den Radverkehr in Deutschland lag zuletzt auf der 

Führung im Mischverkehr auf innerörtlichen 

Hauptverkehrsstraßen. In der Untersuchung 

„Akzeptanz und Verkehrssicherheit des Radverkehrs 

im Mischverkehr auf Hauptverkehrsstraßen“ 

(Niestegge, Schüller (BASt 2023)) wurden für eine 

Stichprobe von rund 150 Untersuchungsstellen im 

Ergebnis die Akzeptanz der Mischverkehrsführung, 

die Auffälligkeiten im Unfallgeschehen und die 

Verhaltensweisen der Radfahrenden und Kfz-Füh-

renden herausgearbeitet.  

 

Ein zentrales Ergebnis der Analysen ist, dass es 

kaum belastbare Unterschiede zwischen den 

Streckentypen gibt. Die häufigsten Unfallsituationen 

bei Mischverkehrsführungen ohne Schutzstreifen auf 

der freien Strecke sind Unfälle mit ruhendem Verkehr 

und dabei vor allem die Dooring-Unfälle. Eine Vermu-

tung ist, dass Radfahrende bei Mischverkehrsfüh-

rungen in den hier untersuchten engeren Fahrbah-

nen mit (zu) geringen seitlichen Abständen an den 

parkenden Fahrzeugen vorbeifahren. (BASt 2023) 

 

Die begleitenden Befragungen zeigten, dass sich 

die Gehwegnutzung durch Radfahrende zu 60% 

daraus herleitet, dass die Fahrbahn beispielsweise 

durch hohe Kfz-Verkehrsstärken, durch ruhenden 

Verkehr oder enge Querschnitte, als unsicher er-

achtet wird. Als wichtigste Beweggründe für die 

Fahrbahnnutzung wurden die Regelung einer sol-

chen Führungsform, zu viele Zufußgehende oder zu 

schmale Gehwege festgestellt. Nur wenige befragte 

Kfz-Fahrende fühlten sich durch Radfahrende 

gestört. Jede zweite Kfz-führende Person gab jedoch 

an, dass Radfahrende bei beengten Verhältnissen auf 

dem Gehweg fahren sollen. Dies wird u.a. mit der Be-

hinderung des Verkehrsablaufs beispielsweise durch 

langsamere Radfahrende und beengte Platzverhält-

nisse begründet. (BASt 2023) 

 

Vor diesem Hintergrund bieten Schutzstreifen mit 

einstreifiger Kernfahrbahn möglicherweise eine Op-

tion, Verkehrsräume innerorts neu zu organisieren 

und mehr Verständnis zwischen Kfz- und Radverkehr 

zu erreichen. Langjährige Erfahrungen, insbesondere 

aus den Niederlanden, weisen auf positive Effekte 

einstreifiger Kernfahrbahnen mit Schutzstreifen hin-

sichtlich Verkehrssicherheit und Akzeptanz hin. Bei 

Fahrbahnbreiten von 5,80 m bis 8,40 m werden 

Schutzstreifen von 1,70 m bis 2,20 m beidseitig 

markiert, wodurch für die Kernfahrbahn 2,20 m bis 

3,80 m verbleiben. Die Höchstgeschwindigkeit be-

trägt 30 km/h. Die Praxiserfahrung zeigt, dass dort 

das Überholen von Radfahrenden durch Kfz bei 

gleichzeitiger Begegnung zweier Kfz nur sehr selten 

vorkommt. Die Vermutung liegt nahe, dass durch die 

Schutzstreifen in Verbindung mit der einstreifigen 

Kernfahrbahn die Verkehrsräume der Radfahrenden 

für Kfz-Fahrende klarer sind und besser akzeptiert 

werden. 

 

Verkehrsversuche aus der Schweiz (2019 – 2022) 

(Tabelle 1) und Frankreich (2014 – 2021) bestätigen 

die Ergebnisse. Die Teststrecken zeigen durchweg 

positive Auswirkungen auf die Verkehrssicherheit 

und Akzeptanz, sodass die Markierungen beibe-

halten wurden. 

 
Tabelle 1: Übersicht von Verkehrsversuchen mit ein-

streifiger Kernfahrbahn in der Schweiz 

 

In Baden-Württemberg wurde von 2019 bis 2021 

im Auftrag der AGFK-BW und mit Förderung des 

Verkehrsministeriums Baden-Württemberg an 39 Pi-

lotstrecken untersucht, ob und unter welchen 

Einsatzbedingungen (Verkehrsbelastung, Straßen-

breiten, Längsneigung etc.) der Einsatz von Schutz-

streifen innerorts mit schmaler Kernfahrbahn sowie 

außerorts empfohlen werden kann. Die Ab-

schlussberichte des Modellprojekts zeigen, dass 

Schutzstreifen inner- und außerorts mit schmalen 

Kernfahrbahnen ein sinnvolles Instrument sein kön-

nen, um Lücken im Radnetz schnell zu schließen. 

(https://www.aktivmobil-bw.de/radverkehr/infra-

struktur/modellprojekt-schutzstreifen, 06.01.2025) 

 

Im Fokus innerorts standen beidseitige Schutz-

streifen auf Straßen mit schmaler Kernfahrbahn 

sowie einseitige Schutzstreifen auf Abschnitten mit 

Längsneigung. Es wurden 14 Beispiele für beidseitige 

Schutzstreifen und schmaler Kernfahrbahn sowie vier 

einseitige Schutzstreifen vorher und nachher unter-

sucht. Fahrbahnbreiten von 5,65 m bis 7,50 m mit 

Lage Länge [m] Geschwindigkeit Querschnitt DTV [Kfz/24h] 
DTV 

[Rad/24h] 

Uster (2021/22) 

Brandstraße 
300 50 km/h 6,00 m 1.800 380 

Hergiswil (2019/20) 

Seestraße 

1.000 + 800 Ver-

längerung 
50 km/h 6,50 m 7.900  700 

Sachseln (2021/22) 

Brünigstrasse 

2.000 (Ortskern 

ausgenommen) 
50 km/h 7,00 m 

6.700 – 

11.200 
k.A. 
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Verkehrsbelastungen zwischen 2.300 und 13.900 

Kfz/24h wurden einbezogen. Fragestellungen waren, 

unter welchen Einsatzbedingungen die Markierung 

von Schutzstreifen mit schmaler Kernfahrbahn zu 

empfehlen ist und welche Breiten für die Markierung 

von Schutzstreifen im Verhältnis zur Kernfahrbahn 

unter verschiedenen Einsatzbedingungen geeignet 

sind. Zu diesem Zweck wurden der Einfluss auf den 

Radverkehr und die Fahrbahnnutzung gegenüber 

dem Seitenraum untersucht. Intensiv wurden die In-

teraktionen der Radfahrenden mit anderen Verkehr-

steilnehmenden insbesondere bei Überhol-

vorgängen analysiert. Die Ergebnisse zeigen signifi-

kante Zunahmen des Radverkehrsaufkommens und 

die Nutzung des Seitenraums nahm zugunsten der 

Fahrbahn ab. Darüber hinaus zeigt sich, dass Rad-

fahrende selbstbewusster weniger nah am 

Straßenrand fuhren. Ohne Radverkehr wurden 

Schutzstreifen häufig vom Kfz-Verkehr überfahren. 

Der Anteil der Überholvorgänge nahm tendenziell ab, 

es gab kaum konflikthafte Interaktionen. Das Land 

Baden-Württemberg hat aufgrund dieser positiven 

Ergebnisse den Einsatz von Schutzstreifen mit 

schmalen Kernfahrbahnen und einseitigen Schutz-

streifen innerorts mit Erlass vom 20.12.2023 für de-

finierte Einsatzfälle ermöglicht (https://www.ak-

tivmobil-bw.de/fileadmin/user_upload/Down-

loads/Erlass_Schutzstreifen_mit_schmale_Kern-

fahrbahn_innerorts_anonymisiert.pdf).  

 

4. Verkehrsversuch Industriestraße Heusenstamm 

Die Industriestraße in Heusenstamm (ca. 19.400 E) 

ist eine zentrale West-Ost-Verbindung im städtischen 

Radverkehrsnetz. In unmittelbarer Umgebung be-

finden sich Wohngebiete, Gewerbebetriebe und Ein-

richtungen des täglichen Bedarfs. Die Straße wird 

sowohl vom Fuß-, Rad- und Kfz-Verkehr als auch von 

Lieferverkehr und Linienbussen genutzt. Historisch 

ist der Radverkehr im Seitenraum bordsteingeführt 

mit einem etwa 1,20 bis 1,50 m breiten Radweg ne-

ben einem gleich breiten Gehweg. Nach aktuellen Re-

gelwerken ist die Ausweisung als Radweg nicht mehr 

zulässig, weshalb dieser in einen Gehweg mit Frei-

gabe für den Radverkehr („Gehweg/Radverkehr frei“ 

gemäß Zusatzzeichen 1022-10 StVO) umgewandelt 

wurde. 

 

Die zulässige Höchstgeschwindigkeit von 50 km/h 

auf der Industriestraße führt dazu, dass der Rad-

verkehr in den meisten Fällen den Seitenraum ge-

meinsam mit dem Fußverkehr nutzt. Eine farblich 

getrennte Pflasterung unterstützt dieses Verhalten 

(Abbildung 2). Die Schrittgeschwindigkeit wird nicht 

beachtet und die Gehwege immer wieder auch in 

Gegenrichtung befahren.  

 

 
Abbildung 2: Industriestraße vor der Markierung der 

Schutzstreifen auf der Fahrbahn 

Um die Verkehrssicherheit für den Rad- und 

Fußverkehr zu erhöhen, wurde mit der 

Fortschreibung des Radverkehrskonzepts eine 

sichere, möglichst attraktive und durchgängige Füh-

rung des Radverkehrs auf der Fahrbahn entwickelt. 

Aufgrund der variierenden Fahrbahnbreiten 

zwischen 6,0 und 9,0 m mussten für die 

Fahrbahnführung des Radverkehrs unterschiedliche 

Lösungsansätze zusammengeführt werden. Bauliche 

Anpassungen waren kurzfristig zwischen den 

Fahrbahnrändern nicht möglich.  

 

Im nördlichen 500 m langen Abschnitt der Industri-

estraße hat die Stadt Heusenstamm in 2022 auf 

Vorschlag der Hochschule Darmstadt die nieder-

ländischen Ansätze aufgegriffen und die Rah-

menbedingungen für einen Verkehrsversuch 

geschaffen. Hier reduziert sich die verbleibende 

Kernfahrbahnbreite auf 3,0 m mit beiderseits an-

schließenden 1,50 m breiten Schutzstreifen (Abbild-

ung 3). Der Kfz-Verkehr nutzt im Begegnungsfall den 

Schutzstreifen mit. Dadurch soll eine gleichzeitige Be-

gegnung von Kfz bei Radverkehr vermieden werden 

und so der notwendige Sicherheitsabstand von 

1,50 m zu Radfahrenden eingehalten werden (Ab-

bildung 4). Die Rahmenbedingungen in Heusen-

stamm (4.000 Kfz/24h und 300 Rad/24h) sind mit 

dem niederländischen Regelwerk vergleichbar. 

Entsprechend wurde auch die zulässige 

Geschwindigkeit auf 30 km/h reduziert. Zusätzlich 

wurden die bestehenden Senkrechtparkplätze in 

Längsparkplätze umgewandelt, um einen Sicher-

heitsabstand zwischen ruhendem Verkehr und Rad-

verkehr zu schaffen. 
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Abbildung 3: Industriestraße mit beidseitigen Schutzstrei-

fen und einstreifiger Kernfahrbahn sowie Rotmarkierung 

an Knotenpunkten 

 

Abbildung 4: Industriestraße mit beidseitigen Schutzstrei-

fen und einstreifiger Kernfahrbahn im Bereich der Bushal-

testelle 

Zur Begleitung und Evaluation des Verkehrsver-

suchs wurden qualitative und quantitative Ansätze 

kombiniert, um Auswirkungen auf Verkehrsfluss, 

Verhalten der Verkehrsteilnehmenden und 

Verkehrssicherheit zu analysieren. Neben der ka-

merabasierten Interaktionsanalyse wurden Seitenra-

dare zur Geschwindigkeitsmessung eingesetzt. Be-

sondere Aufmerksamkeit galt der Identifikation 

kritischer Fahrmanöver im Begegnungsfall und beim 

Überholen von Radfahrenden wie Ab-

standsverhalten, abruptes Bremsen oder Aus-

weichbewegungen. Ergänzend wurden Erkenn-

barkeit und Verständlichkeit der Fahrbahnmarki-

erungen sowie deren Einfluss auf das subjektive 

Sicherheitsgefühl der Radfahrenden aus qualitativen 

Befragungen evaluiert.  

 
5. Evaluation „Einstreifige Kernfahrbahn mit 
Schutzstreifen“ 

Verkehrssicherheit 

Der Vergleich des Unfallgeschehens in der Indust-

riestraße vor und nach der Markierung von Schutz-

streifen zeigt eine tendenzielle Verbesserung. Im Jahr 

2023 wurden im Abschnitt des Verkehrsversuchs 

keine Unfälle mit Personenschaden verzeichnet. 

Auch für 2024 sind bislang keine polizeilich aufge-

nommenen Unfälle mit Bezug zum Verkehrsversuch 

bekannt. Im Vergleich hierzu ereigneten sich im Jahr 

2022 vier Unfälle im Bereich des Verkehrsversuchs. 

Diese Tendenz ist über eine dreijährige Vorher-Nach-

her-Betrachtung zu validieren.  

 

Kameraerhebung 

Vor der Einführung des Verkehrsversuchs im März 

2023 wurde das Verkehrsgeschehen mittels Video-

aufnahmen dokumentiert. Dabei wurden Verkehrs-

stärke und -zusammensetzung sowie das Verhalten 

von Kfz und Radfahrenden erfasst. Die Erhebung er-

folgte an drei aufeinanderfolgenden Tagen zwischen 

06:00 und 19:00 Uhr (Tabelle 2).  

 

Nach der Umsetzung des Verkehrsversuchs wur-

den Videoaufnahmen an den gleichen Standorten für 

einen Vorher-Nachher-Vergleich durchgeführt. We-

gen des Einkaufsumfeldes wurde auch der Samstag 

einbezogen. Die Erhebungen fanden bei unterschied-

licher Witterung statt. 

 
Tabelle 2: Übersicht der Erhebungszeiträume der Video-
aufnahmen 

 

Der Schwerpunkt der Auswertung lag auf dem Ver-

kehrsverhalten der unterschiedlichen Verkehrsteil-

nehmenden sowie der Nutzung der vorhandenen 

Verkehrsflächen. Zusätzlich wurden die Verkehrs-

mengen sowohl des motorisierten Verkehrs als auch 

des Radverkehrs erfasst. Die im Rahmen der Analyse 

festgestellten Auffälligkeiten wurden systematisch 

kategorisiert, um spezifische Muster und potenzielle 

Problemfelder zu identifizieren. Nachfolgend sind die 

wesentlichen Ergebnisse zusammengestellt. 

 

Die Analyse der Verkehrsdaten während der Erhe-

bungszeiträume deutet darauf hin, dass eine Einge-

wöhnungsphase stattgefunden hat. Zu Beginn des 

Verkehrsversuchs benötigten die Verkehrsteilneh-

menden Zeit, um sich an die veränderten Bedingun-

gen der Straßenführung anzupassen. Die "Sicherheit 

durch Unsicherheit" förderte in dieser Phase eine er-

höhte gegenseitige Rücksichtnahme. 

 

Insbesondere recherchiert wurden Begegnungssi-

tuationen, die regelkonform nicht möglich sind, wie 

die gleichzeitige Interaktion von Radfahrenden mit 

KW (Jahr) Erhebungszeitraum 

12 (2023) 21. – 23. März 2023 (Vorher) 

45 (2023) 07. – 09. November 2023 

08 (2024) 20. – 22. Februar 2024 

18 (2024) 30. – 04. Mai 2024 

23 (2024) 04. – 08. Juni 2024 

28 (2024) 09. – 13. Juli 2024 

37 (2024) 10. – 14. September 2024 
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sich begegnenden Kfz. Insgesamt wurden nur sehr 

wenige Konfliktsituationen nach der Markierung der 

Schutzstreifen erhoben. Der kritische Begegnungsfall 

Rad – Kfz – Kfz trat über den Erhebungszeitraum von 

vier Monaten (12 Tage) nur 2-mal auf. 

 
Erkenntnisse Kfz-Verkehr 

Fahrzeuge, die mittig auf der Kernfahrbahn fuhren 

oder den gegenüberliegenden Schutzstreifen wäh-

rend eines Überholvorgangs nutzten, wurden mit der 

Dauer des Verkehrsversuchs häufiger. Zu Tageszeiten 

mit geringerer Verkehrsdichte fuhren Kfz häufiger 

mittig auf der Kernfahrbahn. Die Fahrzeugführenden 

richteten ihre Fahrlinie an vorausfahrenden Fahrzeu-

gen aus, d.h. befahren vorausfahrende Fahrzeuge die 

Kernfahrbahn mittig, orientieren sich nachfolgende 

Fahrzeuge ebenfalls in der Mitte.  

Die Begegnung der Linienbusse war ohne Auffällig-

keiten.  

Die Schutzstreifen in Fahrtrichtung Norden wurden 

aufgrund der leichten Kurvenführung häufiger von 

Kfz überfahren als in Südrichtung.  

Während der Erhebungszeiträume standen ausrei-

chend freie Parkplätze zur Verfügung. Ein- und Aus-

parkvorgänge traten nur selten auf und brachten 

keine Konflikte mit dem Radverkehr. Ggf. sollten für 

das Liefern/ Laden klare Bereiche definiert werden.  

Die Begrenzung der Geschwindigkeit auf 30 km/h 

bringt ein besseres Miteinander von Kfz-Verkehr und 

Radverkehr. Kfz bleiben im Zweifel hinter den Rad-

fahrenden.  

Die Analyse des Abstandsverhaltens zwischen Kraft-

fahrzeugen und Radfahrenden auf der Fahrbahn 

zeigt im Verlauf des Verkehrsversuchs eine signifi-

kante Verbesserung. Der Anteil der Radfahrenden, 

die im Untersuchungsbereich nicht vom Kfz-Verkehr 

überholt wurden, stieg von 47 % auf 70 %. Dieses Er-

gebnis ist besonders vielversprechend, da im Begeg-

nungsfall zweier Kfz der Radverkehr sehr selten über-

holt wird. Dies trägt zur Verbesserung der Sicher-

heitsabstände bei und erhöht somit die Verkehrssi-

cherheit für Radfahrende. 

 
Erkenntnisse Radverkehr und E-Scooter 

Vor der Einführung des Verkehrsversuchs nutzten 

etwa 90% der Radfahrenden den für den Radverkehr 

frei gegebenen Gehweg. Mit der Einrichtung des Ver-

kehrsversuchs fuhren direkt etwa 60% der Radfah-

renden auf den Schutzstreifen der Fahrbahn, gegen 

Ende nutzten etwa 85% der Radfahrenden die mar-

kierten Schutzstreifen auf der Fahrbahn. Nur verein-

zelt fahren Radfahrende entgegen der Fahrtrichtung 

im Seitenraum. Durch die vermehrte Nutzung der 

Schutzstreifen auf der Fahrbahn nimmt die Anzahl an 

Fahrenden im Seitenraum entgegen der Fahrtrich-

tung ab. Auf dem Gehweg fuhren in erster Linie Kin-

der (vermutlich bis 10 Jahre), manchmal in Beglei-

tung eines Elternteils. Obwohl E-Scooter die Fahr-

bahn oder Schutzstreifen nutzen müssen, befuhren 

täglich bis zu 15 Nutzende den Gehweg im Seiten-

raum.  

 
Verkehrsbelastungen 

Die Kfz-Verkehrsmenge ist im Vorher-Nachher-Ver-

gleich des Verkehrsversuchs leicht um etwa 500 

Fahrzeuge innerhalb eines 13-Stunden-Zeitraums zu-

rückgegangen. Es bleibt unklar, ob dieser Rückgang 

auf die Nutzung alternativer Routen oder auf einen 

Wechsel des Verkehrsmittels zurückzuführen ist. Im 

Gegensatz dazu konnte ein Anstieg der Radfahren-

den um durchschnittlich 21% (56 Räder/13 Stunden) 

beobachtet werden.  

 
Fußverkehr 

Im Gehwegbereich gab es keine Behinderungen 

durch Radfahrende. Kritische Situationen für den 

Fußverkehr wurden nicht erhoben. Die Gehwege ste-

hen wieder nahezu uneingeschränkt für schutzbe-

dürftige und mobilitätseingeschränkte Personen zur 

Verfügung. Die Auswertungen der Videodaten zeigen 

einen veränderten Bedarf an Querungen vermutlich 

durch die neue Anordnung der Parkstände sowie 

günstigere Sichtverhältnisse. 

 

6. Fazit und Ausblick 

Die Evaluierung des einjährigen Verkehrsversuchs 

zeigt vielversprechende Ergebnisse, die dafürspre-

chen, vergleichbare Markierungslösungen auch in 

weiteren deutschen Kommunen zu erproben. Die 

veränderte Querschnittsaufteilung verursachte keine 

signifikanten Veränderungen im Verkehrsfluss für 

den Kfz-Verkehr. Die Anzahl der Kfz ist zudem leicht 

rückläufig.  

Durch die Verdeutlichung der Verkehrsräume für den 

Radverkehr verringern sich die Konflikte. Sie tragen 

zu einem verbesserten Überholverhalten des Kfz-

Verkehrs bei. Dabei werden die Schutzstreifen, nach 

einer Eingewöhnungszeit auch der jeweils gegen-

überliegende Schutzstreifen, regelmäßig bei Kfz-Be-

gegnungen genutzt, was zu größeren Überholabstän-

den gegenüber Radfahrenden führt.  

Die Anzahl der Radfahrenden ist gestiegen, was den 

Zielen des Nationalen Radverkehrsplans (NRVP) ent-

spricht. Neben der objektiven Sicherheit steigt auch 

das subjektive Sicherheitsgefühl und fördert die Nut-

zung der Fahrbahn durch Radfahrende.  

Die Verlagerung des Radverkehrs auf die Fahrbahn 

macht die Wege zu Fuß sicherer und komfortabler. 

Schutzbedürftige Personen profitieren von der ver-

ringerten Gefährdung durch zu schnelle Radfah-

rende. Konflikte zwischen Fuß- und Radverkehr im 

Seitenraum wurden nicht mehr beobachtet. 
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Der gelungene einjährige Verkehrsversuch liefert 

eine vielversprechende Grundlage für Testfelder in 

weiteren Kommunen. Die veränderte Aufteilung des 

Fahrbahnbereichs mit einer einstreifigen Kernfahr-

bahn als zentralem Merkmal könnte die bestehende 

Lücke zwischen der Führung des Radverkehrs im 

Mischverkehr ohne Markierung und der Nutzung von 

markierten Schutzstreifen schließen. Sie scheinen 

eine praktikable Lösung bei Fahrbahnbreiten zwi-

schen 6,0 und 8,0 m und können damit zusätzlich hel-

fen, die Attraktivität des Radfahrens zu steigern. 

 

Die aus dem Verkehrsversuch gewonnenen Er-

kenntnisse liefern eine Grundlage für weiterführende 

Untersuchungen zur Alltagstauglichkeit. Eine Verlän-

gerung des Verkehrsversuchs ab dem 1. November 

2024 über weitere zwei Jahre wurde inzwischen ge-

nehmigt, um die gewonnenen Erkenntnisse zu vertie-

fen und eine langfristige Evaluation zu ermöglichen. 

Neben der Verkehrssicherheit ist die weitere Ent-

wicklung der Akzeptanz im Miteinander vom Kfz- und 

Radverkehr im Alltag zu analysieren. Von besonde-

rem Interesse ist, inwieweit die umgestalteten Ver-

kehrsanlagen ohne explizite Kennzeichnung als dau-

erhaft akzeptiert und in das tägliche Verkehrsgesche-

hen integriert werden. Die Verlängerung bietet die 

Möglichkeit, die langfristigen Auswirkungen auf Ver-

kehrsfluss, Verkehrssicherheit und die Akzeptanz der 

Maßnahmen zu erfassen. Die daraus gewonnenen Er-

kenntnisse sollen eine Grundlage für fundierte Emp-

fehlungen zur Übertragung der Maßnahmen auf an-

dere Streckenzüge mit unterschiedlichen Verkehrs-

belastungen und Verkehrszusammensetzung bieten. 

 

Da das Vorhaben einen wichtigen Beitrag zu den 

aktuellen Herausforderungen zum Wandel der Mobi-

lität im Stadtverkehr und den Zielen des Nationalen 

Radverkehrsplans (NRVP) mit Förderung sicherer und 

attraktiver Radverkehrsinfrastrukturen leistet, soll-

ten zudem Testfelder in weiteren Kommunen mit 

Straßenquerschnitten zwischen 6,0 und 8,0 m ange-

gangen werden. Zu prüfen sind beispielsweise die 

Auswirkungen höherer Belastungen im Kfz- und Rad-

verkehr sowie des Lkw-Anteils. Auch die Einflüsse ei-

ner höheren Parkplatznachfrage sowie von Liefer- 

und Ladezonen sind zu ermitteln. 

 

Die Ergebnisse des Verkehrsversuchs in Verbin-

dung mit den Erfahrungen aus Baden-Württemberg 

sprechen dafür, dass es unter bestimmten Randbe-

dingungen sinnvoll sein kann, auch bei schmaleren 

Kernfahrbahnen Schutzstreifen einzurichten. Die bis-

herige Formulierung in der VwV-StVO sowie den ein-

schlägigen technischen Regewerken (RASt 2006, Ka-

pitel 6.1.7.3, Seite 83; ERA, Kapitel 3.2, Seite 23), dass 

für die Einrichtung von Schutzstreifen eine Kernfahr-

bahnbreite verbleiben muss, bei der sich zwei Pkw 

begegnen können, ist eher widersprüchlich in Verbin-

dung mit den einzuhaltenden Sicherheitsabständen 

zwischen Kfz- und Radverkehr. Für die Fortschrei-

bung der StVO wurde daher durch das Hessische Mi-

nisterium für Wirtschaft, Energie, Verkehr, Wohnen 

und ländlichen Raum eine veränderte Formulierung 

angestoßen. Die vorgesehenen Streichungen im ak-

tuellen Entwurfsstand zur Änderung der Allgemeinen 

Verwaltungsvorschrift zur Straßenverkehrs-Ordnung 

(17.12.2024) sollen es ermöglichen, die Vorgaben der 

technischen Regelwerke entsprechend dem Stand 

der verkehrswissenschaftlichen Erkenntnisse weiter 

zu entwickeln. 
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